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ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen 

Bekanntgabe von Ratsbeschlüssen 
Aufgrund des § 24 der Hauptsatzung der Stadt Hagen werden die vom 
Rat der Stadt Hagen am 01.10.2020 in öffentlicher  Sitzung gefassten 
Beschlüsse ab 12.10.2020 für die Dauer von 14 Tagen im Rathaus I, 
Haupteingang, Rathausstraße 11,Tel. 207-2867, sowie in den Dienst-
gebäuden der Bezirksverwaltungsstellen Boele, Schwerter Straße 
168,Tel. 207-4214, Hohenlimburg, Freiheitstraße 3, Tel. 207-2215 und 
Haspe, Kölner Straße 1, Tel. 207-4315, öffentlich ausgehängt und im 
Internet unter http://www.hagen.de veröffentlicht. 
 

Aufgrund der derzeitigen eingeschränkten Öffnungszeiten ist eine 
Ansicht der ausgelegten Ratsbeschlüsse nur nach vorheriger Termin-
vereinbarung möglich 
 

Hagen, 02.10.2020  Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Gemäß § 14 Abs. 1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden - Ordnungsbehördengesetz (OBG) - in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV.  NRW. S. 528 / SGV 
2060) in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 (GV. NRW. S. 
602 / SGV. NRW. 2010) erlässt die Stadt Hagen folgende 
 

Allgemeinverfügung 
 

Für den Zeitraum von Donnerstag, den 12.11.2020, 10.00 Uhr, bis 
Mittwoch, den 30.12.2020, 23.00 Uhr ordnet die Stadt Hagen 
folgendes an: 
 

1. Trage- und Mitführverbot von Bekleidungsstücken mit Abzeichen, 
Emblemen, Schriftzügen, Colours oder sonstigen Kennzeichnungen der 
Rockermotorradgruppierungen, „Outlaw Motorcycle Gangs“, deren 
Supporterclubs, sonstigen Streetgangs oder rockerähnlichen 
Gruppierungen. 
Im unter Ziffer 2 näher bezeichneten Gebiet ist es untersagt, 
Bekleidungsstücke zu tragen oder mitzuführen, die mit Abzeichen, 
Emblemen, Schriftzügen, Colours oder sonstigen Kennzeichnungen der 
o.g. Gruppierungen, insbesondere Bandidos MC, Chicanos MC, 
Guerilleros MC, Rapidos MC, Caballeros MC, Diablos MC, Malditos 
MC,Hermanos MC, X-Team, Vatos Locos/Firt Tattoo Club, Crew 45, 
Spezial Crew MC, Comancheros MC, Escuderos MC, Los Compadres 
MC, Brothers MC, Highway Lions, Hells Angels MC, Red Devils MC, 
Support 81, The Clan 81, Satudarah MC, Outlaws MC, Gremium MC, 
No Surrender MC, Mongols MC, Blood Brothers MC, 
Black Jackets, United Tribuns, Red Legion, Freeway Riders MC und 
Free Gang versehen sind. 
 

Das Verbot gilt auch für Kleidungsstücke und Ausrüstungsgegenstände, 
die in Text, Bild oder Zeichen den Namen, das Symbol oder sonstige 
Kennzeichnungen einer Zugehörigkeit oder Unterstützung der 
genannten Gruppen wiedergeben. 
 

2. Räumlicher Geltungsbereich 
Der räumliche Geltungsbereich der Allgemeinverfügung gilt für den 
Bereich des Hagener Weihnachtsmarktes 2019, er umfasst textlich 
folgende Bereiche: 
 

- Elberfelder Straße zwischen Karl-Marx-Straße und Kampstraße 
- Friedrich Ebert-Platz von Sparkassen-Karree bis Marienstraße 
- Kampstraße von Hochstraße bis Friedrich-Ebert-Platz 
- Rathausstraße von Friedrich-Ebert-Platz bis Potthofstraße 

 

3. Androhung von Zwangsmitteln 
Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen die Ziffer 1 innerhalb des in 
Ziffer 2 genannten räumlichen Geltungsbereichs wird das Zwangsmittel 
des unmittelbaren Zwangs gemäß §§ 55, 57, 62 und 63 des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVG) vom 19. Februar 2003 (GV. NRW. S. 156 / SGV. NRW. 2010) 
angedroht, das in Form eines Platzverweises und nötigenfalls der 
Ingewahrsamnahme gem. § 24 OBG i.V.m. §§ 34 und 35 des 

Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (PolG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
25. Juli 2003 (GV. NRW. S. 441 / SGV. NRW. 205) angewandt wird. 
 

4. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) die sofortige 
Vollziehung dieser Verfügung angeordnet, mit der Folge, dass eine evtl. 
eingelegte Klage keine aufschiebende Wirkung hat. 
 

5. Bekanntgabe 
Diese Verfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG NRW mit dem 
auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben. 
 

Begründung zu 1: 
Im Jahr 2018 fand in Hagen ein Konflikt zwischen den sogenannten 
Outlaw Motorcycle Gangs „Freeway Rider´s MV Hagen“ und „Bandidos 
MC Hagen“ statt. Im Verlauf dieses Konflikts kam es zu mindestens fünf 
Straftaten, bei denen mit Schusswaffen auf Personen der jeweils 
verfeindeten Gruppierung geschossen worden war. Zwei dieser Taten 
sind bereits rechtskräftig abgeurteilt. Zwei weitere dieser Taten werden 
zurzeit, neben dem Vorwurf der Bildung einer kriminellen Vereinigung, 
in einem gesonderten Prozess vor dem Landgericht Hagen verhandelt. 
 

Mit dem Tragen der gruppenspezifischen Kutten in der Öffentlichkeit 
zeigen die Mitglieder ihre Zugehörigkeit zur jeweiligen Gruppe an, 
zudem signalisieren sie damit gegenüber den rivalisierenden Gruppen 
ihren „Gebietsanspruch“. Diese Art „Schaulaufen“ wird regelmäßig als 
Provokation aufgefasst und kann zu Reaktionen bis hin zu körperlichen 
Auseinandersetzungen mit der Gegenseite führen. Dies würde 
unkalkulierbare Risiken für die Besucherinnen und Besucher des 
familiär geprägten Weihnachtsmarktes mit sich bringen. Wobei allein 
das Auftreten von Einzelpersonen und besonders von Gruppen in 
typischer Kluft geeignet ist, das Sicherheitsgefühl der Gäste des 
Weihnachtsmarktes erheblich zu beeinträchtigen. 
 

Begründung zu 3: 
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grundlage der §§ 55, 
59, 60 und 63 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen – VwVfG NRW – in der zur Zeit gültigen Fassung. 
Als Zwangsmittel kommen gem. § 57 VwVG NRW Ersatzvornahme, 
Zwangsgeld und unmittelbarer Zwang in Betracht. 
 

Bei Verstößen gegen das unter Ziffer 1. verfügte Mitführungsverbot wird 
auf der Grundlage des § 62 VwVG NRW das Zwangsmittel des 
unmittelbaren Zwanges angedroht. 
 

Gem.- § 58 Abs. 3 VwVG NRW darf der unmittelbare Zwang nur 
angewendet werden, wenn andere Zwangsmittel nicht zum Ziel führen 
oder untunlich sind. Dies ist vorliegend der Fall. Zweck des 
Trageverbotes ist es, den definierten Bereich der Hagener Innenstadt 
von erkennbaren Rockergruppierungen frei zu halten, um die in der 
Begründung beschriebenen Gefahren zu vermeiden. Vor diesem 
Hintergrund muss ein Zwangsmittel angedroht werden, dass zum 
sofortigen Erfolg führt. Durch ein anderes Zwangsmittel kann nicht 
wirksam verhindert werden, dass das Verbot unter Ziffer 1 durch die 
Mitglieder der genannten Gruppierungen beachtet wird. Insofern ist die 
Anwendung des unmittelbaren Zwanges auch verhältnismäßig. 
 

Begründung zu 4. 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des 
§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO. Sie ist zum Schutze der Allgemeinheit 
notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffene 
Anordnung unmittelbar vollziehbar ist. Die Gefahren für so bedeutende 
Individualschutzgüter wie Gesundheit, Leben und Eigentum 
unbeteiligter Personen sind so schwerwiegend, dass nicht erst der 
Abschluss eines verwaltungsgerichtlichen Verfahrens abgewartet 
werden kann. Demgegenüber muss das private Interesse an der 
allgemeinen Handlungsfreiheit zurückstehen. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstr. 1, 
59821 Arnsberg, eingereicht werden. Wird die Klage schriftlich erhoben, 
sollen ihr zwei Abschriften beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
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Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden, so 
würde dessen Verschulden Ihnen angerechnet werden. 
 

Hagen, 01.10.2020                 Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Bebauungsplan Nr. 1/17 (678) Wohnbebauung Keplerstraße – 
Verfahren nach § 13 b BauGB 
hier:  
a.) Eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligungs-

verfahren 
b.) Satzungsbeschluss 
c.) Aufhebung entgegenstehender Pläne und Satzungen 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden Karten-
ausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 01.10.2020 folgenden 
Beschluss gefasst: 
 

Zu a) 
Der Rat der Stadt Hagen weist nach eingehender Prüfung der 
öffentlichen und der privaten Belange die im Rahmen der Beteiligung 
der Öffentlichkeit und der Beteiligung der Behörden und sonstiger 
Träger öffentlicher Belange vorgebrachten Anregungen zurück bzw. 
entspricht ihnen im Sinne der nachfolgenden Stellungnahmen der 
Verwaltung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB.  
Die Sitzungsvorlage wird Bestandteil des Beschlusses und ist als 
Anlage Gegenstand der Niederschrift.  
 

Zu b) 
Der Rat der Stadt Hagen beschließt den im Sitzungssaal ausgehängten 
und zu diesem Beschluss gehörenden Bebauungsplan Nr. 1/17 (678) 
Wohnbebauung Keplerstraße – Verfahren nach § 13b BauGB gemäß § 
10 Abs. 1 BauGB in der zurzeit gültigen Fassung als Satzung. Dem 
Bebauungsplan ist die Begründung vom 30.07.2020 gemäß § 9 Abs. 8 
BauGB beigefügt und ist als Anlage Gegenstand der Niederschrift. 
 

Zu c) 
Der Rat der Stadt Hagen beschließt, dass mit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplans Nr. 1/17 (678) Wohnbebauung Keplerstraße – 
Verfahren nach § 13b BauGB entgegenstehende Festsetzungen für 
dieses Plangebiet aufgehoben sind. Dies gilt für die Festsetzungen 
älterer Pläne und Satzungen (z. B. Fluchtlinienpläne), die für das 
Plangebiet in früherer Zeit bestanden haben. Die Festsetzungen des 
neuen Bebauungsplanes gelten uneingeschränkt. Sollten dieser Plan 
und die darin enthaltenen Festsetzungen unwirksam sein oder werden, 
gelten die vorgenannten alten Pläne und Satzungen für diesen 
Teilbereich dennoch als aufgehoben. Ein zusätzlicher Aufhebungs-
beschluss ist insoweit nicht erforderlich und wird dementsprechend 
nicht gefasst. 
 

Geltungsbereich: 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes  liegt im Stadtgebiet Eilpe-
Dahl in der Gemarkung Dahl, Flur 6 und beinhaltet die Flurstücke 1333 
bis 1341 (teilw.), sowie einen Teilbereich des Flurstückes 1227 
(Keplerstraße). 
In dem im Sitzungssaal ausgehängten Bebauungsplan im Maßstab 
1:500 ist der beschriebene Geltungsbereich eindeutig dargestellt. Der 
Bebauungsplan ist Bestandteil des Beschlusses.  
 

Nächster Verfahrensschritt: 
Mit der öffentlichen Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses tritt der 
Bebauungsplan in Kraft. Das Bebauungsplanverfahren ist damit abge-
schlossen. 
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
Der vorstehende Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 1/17 wird 
hiermit ortsüblich öffentlich bekanntgemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften der Gemeindeordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung gemäß § 
7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der 
Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde 
vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Rechtsgrundlagen: 
§ 13b und § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03.11.2017 (BGBl. I. S. 3634) in Verbindung mit §§ 7 und 41 Abs. 
1 Buchstabe f) der GO NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV.NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11. 
April 2019 (GV. NRW. S. 201). 
 

Hingewiesen wird ferner: 
- auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2 und Abs. 4 BauGB 
über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungs-
ansprüche wegen Planungsschäden infolge der Aufstellung/Änderung 
eines Bebauungsplanes:  
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, wenn 
die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbei-
führen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. 
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 S. 1 
bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 
Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetz-
buches ist für die Rechtswirksamkeit des Flächennutzungsplanes und 
der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn  
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1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die 
der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in 
wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet 
worden sind und wenn der Mangel offensichtlich und auf das 
Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist; 

2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 Abs. 4 S. 1 und Abs. 5 S. 
2, nach § 13 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 und 3, auch in Verbindung mit § 13a 
Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, nach § 22 Abs. 9 S. 2, § 34 Abs. 6 S. 1 
sowie § 35 Abs. 6 S. 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn 
a) bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, 

Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht 
beteiligt worden sind, die entsprechenden Belange jedoch 
unerheblich waren oder in der Entscheidung berücksichtigt 
worden sind, 

b) einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, gefehlt haben, 

c) (aufgehoben) 
d) bei Vorliegen eines wichtigen Grundes nach § 3 Abs. 2 S. 1 

nicht für die Dauer einer angemessenen längeren Frist aus-
gelegt worden ist und die Begründung für die Annahme des 
Nichtvorliegens eines wichtigen Grundes nachvollziehbar ist,  

e) bei Anwendung des § 4a Abs. 4 S. 1 der Inhalt der 
Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zwar in 
das Internet eingestellt, aber nicht über das zentrale 
Internetportal des Landes zugänglich sind, 

f) bei Anwendung des § 13 Abs. 3 S. 2 die Angabe darüber, 
dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen 
wurde oder 

g) bei Anwendung des § 4a Abs. 3 S. 4 oder des § 13, auch in 
Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1 und § 13b, die Voraus-
setzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen 
Vorschriften verkannt worden sind; 

3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplans 
und der Satzungen sowie ihrer Entwürfe nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 
Abs. 1 S. 2 HS. 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt 
worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des 
Flächennutzungsplanes oder der Satzung oder ihr Entwurf 
unvollständig ist, abweichend von HS. 2 ist eine Verletzung von 
Vorschriften in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn 
die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvoll-
ständig ist,  

4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächennutzungsplan oder 
die Satzung nicht gefasst, eine Genehmigung nicht erteilt oder der 
mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der 
Satzung verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

 

Soweit in den Fällen des S. 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen 
Punkten unvollständig ist, hat die Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu 
erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB. 
Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen 

Bebauungsplanes (§ 8 Abs. 2 S. 2) oder an die in § 8 Abs. 4 
bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines 
vorzeitigen Bebauungsplanes nicht richtig beurteilt worden sind; 

2. § 8 Abs. 2 S. 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplanes 
aus dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass 
hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geord-
nete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt 
worden ist, dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes herausstellt; 

4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne 
dass die geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt 
worden ist. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2a BauGB. 
Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a, 
auch in Verbindung mit § 13b, aufgestellt worden sind, gilt ergänzend 
zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 

1. (aufgehoben) 
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die 

Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes unbeachtlich. 
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben 

soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls nach § 13a Abs. 1 S. 2 
Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn 
sie entsprechend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 S. 2 Nr. 2 
durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvollziehbar ist; dabei 
ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes beachtlicher 
Mangel. 

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 S. 4 
nicht vorliegt, gilt als zutreffend, wenn das Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit 
von Vorhaben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; andernfalls besteht 
ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher 
Mangel. 

 

- auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 
Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der 
Beschlussfassung über den Flächennutzungsplan oder die Satzung 
maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden, 
im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur erheblich, wenn sie 
offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind. 
 

- auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 
Unbeachtlich werden 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der 

dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 

Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
planes und des Flächennutzungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung schriftlich 
gegenüber der Stadt Hagen (Fachbereich Stadtentwicklung, -
planung und Bauordnung, Rathaus I, Rathausstraße 11, 58095 
Hagen) unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. S. 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 1/17 als Sat-
zung in Kraft. 
 

Nach § 10 Abs. 3 BauGB liegen der Bebauungsplan Nr. 1/17 und die 
Begründung vom 30.07.2020 gemäß § 9 Abs. 8 BauGB ab sofort beim 
Fachbereich Geoinformation und Liegenschaftskataster der Stadt 
Hagen, Rathaus II, Berliner Platz 22, 58089 Hagen, Zimmer B.104 
dauernd während der Dienststunden zur Einsichtnahme bereit. Jeder-
mann kann den Bebauungsplan und die Begründung einsehen und 
über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
 

Darüber hinaus können die Planunterlagen im Internet auf der Seite der 
Stadt Hagen unter www.hagen.de / Stadtpläne / Planen und Bauen 
eingesehen werden. 
 

Hagen, 08.10.2020              Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
AMTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Änderung der Abfuhrzeiten für Restmüll  
 

In den Monaten Oktober, November und Dezember 2020 beginnt die 
Abfuhr von Restmüll bereits um 06:00 Uhr, statt wie üblich um 07:00 
Uhr. Daher ist es notwendig, dass die Restmüllbehälter in diesen 
Monaten schon um 06:00 Uhr zur Leerung bereitstehen. 
 

Hagen, 05.10.2020                  Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
 

http://www.hagen.de/
https://www.hagen.de/irj/portal/FB-SP-02


 

 

Herausgeber: Stadt Hagen - Der Oberbürgermeister  
Redaktion: Stadtkanzlei, Rathausstraße 13, 58095 Hagen, Telefon 02331 2072687, Fax 02331 2072401. 
(v.i.S.d.P. Thomas Bleicher) 
Erscheinungsweise: Nach Bedarf, freitags. 
Bezug: Das Amtsblatt wird kostenlos im Rathaus I, Haupteingang, Rathausstraße 11, 58095 Hagen, ausgelegt und im Internet unter www.hagen.de 
veröffentlicht. Ein Bezug im Abonnement ist möglich (30,--€/jährlich). Der Versand erfolgt auf dem Postweg oder als PDF-Datei per E-Mail.  
Vertrieb: Heike Heinig, Telefon 02331 2072687 und E-Mail: heike.heinig@stadt-hagen.de 

193 

ÖFFENTLICHE  BEKANNTMACHUNG 
der Stadt Hagen  

Bebauungsplan Nr. 3/20 (698) Fortbildungszentrum Lennestraße 
Verfahren nach § 13a BauGB 
hier: 
a) Einleitung des Verfahrens 
b) Verzicht auf die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behörden-

beteiligung 
c) Öffentliche Auslegung 
d) Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 

Die Lage und der Geltungsbereich sind aus dem folgenden 
Kartenausschnitt zu entnehmen: 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 01.10.2020 folgende 
Beschlüsse gefasst: 
 

a)  
Der Rat der Stadt Hagen beschließt die Einleitung des Bebau-
ungsplanverfahrens Nr. 3/20 (698) -Fortbildungszentrum Lennestraße – 
Verfahren nach § 13a BauGB gemäß § 2 Abs. 1 BauGB i. V. m. § 13a 
BauGB in der zurzeit gültigen Fassung. 
  

Geltungsbereich: 
Der aufzustellende Bebauungsplan liegt in Halden und wird von der 
Lennestraße und dem Gebäude Hausnummer 89 begrenzt.  
b)  
Der Rat der Stadt Hagen beschließt gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
von der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
und von der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 
abzusehen.  
c)  
Der Rat der Stadt Hagen beschließt den im Sitzungssaal ausgehängten 
und zu diesem Beschluss gehörenden Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 3/20 (698) -Fortbildungszentrum Lennestraße- Verfahren nach § 
13a BauGB und beauftragt die Verwaltung, den Plan einschließlich der 
Begründung vom 10.08.2020 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer 
eines Monats öffentlich auszulegen. Die Begründung vom 10.08.2020 

wird gemäß § 9 Abs. 8 BauGB dem Bebauungsplan beigefügt und ist 
als Anlage Gegenstand der Niederschrift. 
  

Nächster Verfahrensschritt:   
Die öffentliche Auslegung u. die Behördenbeteiligung sollen im Herbst 
2020 durchgeführt werden.  
 

– Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. – 
 

Zu c)                                  Öffentliche Auslegung 
 

des Bebauungsplanes Nr. 3/20 (698) Fortbildungszentrum Lennestraße 
mit Begründung vom 10.08.2020 
 

Der o.g. Bebauungsplan liegt mit Begründung in der Zeit  
 

vom 26.10.2020 bis einschließlich 26.11.2020 
 

öffentlich aus. 
 

Stellungnahmen können während der Auslegungsfrist schriftlich, 
elektronisch oder zur Niederschrift einzeln oder als Sammeleingabe 
unter den unten genannten Kontaktmöglichkeiten abgegeben werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 
 

Ort der Auslegung: siehe unten „zu c) und d)“ 
 

zu d)    
Gemäß § 13a Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2 BauGB wird ferner hiermit öffent-
lich bekannt gemacht, dass der Bebauungsplan Nr. 3/20 (698) Fort-
bildungszentrum Lennestraße in diesem beschleunigten Verfahren 
ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
aufgestellt wird und die  
 

Unterrichtung der Öffentlichkeit 
 

über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen 
Auswirkungen der Planung in der Zeit 
 

vom 19. 10.2020 bis einschließlich 23.10.2020 
 

stattfindet. 
 

Stellungnahmen können während der Unterrichtung schriftlich, 
elektronisch oder zur Niederschrift einzeln oder als Sammeleingabe 
unter oben genannten Kontaktmöglichkeiten abgegeben werden. 
 

Ort der Auslegung: siehe unten „zu c) und d)“ 
 

zu c) und d) 
Die öffentliche Auslegung und die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
erfolgen beim Fachbereich Stadtentwicklung, -planung und Bau-
ordnung, Historisches Rathaus, Bauteil D, Flurbereich 1. Ober-
geschoss, Rathausstraße 11, 58095 Hagen während der Dienststunden 
(montags bis donnerstags von 08:30 Uhr bis 17:00 Uhr und freitags von 
08:30 Uhr bis 12:00 Uhr). Termine außerhalb dieser Zeiten können mit 
dem Sachbearbeiter (Telefon: 02331 207-3787, E-Mail: 
erich.engel@stadt-hagen.de) vereinbart werden. Weitergehende Infor-
mationen erhalten Sie in Zimmer D 109.  
 

Sie haben zusätzlich die Möglichkeit, die Pläne, die Begründung und 
die Anlagen im Internet unter folgendem Link einzusehen: 
www.hagen.de / Hagen A-Z / B / Bebauungspläne im Verfahren. 
 

– Die Auslegung und die Unterrichtung werden hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. – 

 

Hagen, 07.10.2020                     Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

der Stadt Hagen 

Öffentliche Zustellung 
Für Bianka Beatrice Gerritzen, letzte bekannte Anschrift  Friesenstr. 22, 
47892 Krefeld, liegt/ liegen im Fachbereich Finanzen und Controlling, 
Bereich Steuern, Rathaus I, Rathausstr.11, 58095 Hagen, Zimmer C. 
1319, folgendes Schriftstück/ folgende Schriftstücke zur Abholung 
bereit:  
Grundbesitzabgabenbescheid vom 12.01.20127,11.01.2018,10.01.2019 
und 09.01.2020 für die Jahre 2017-2020. 
Bescheid der Stadt Hagen, Fachbereich Finanzen und Controlling, 
Bereich Steuern, Rathaus I, Rathausstr.11, 58095 Hagen,  
Geschäftszeichen: 

http://www.hagen.de/
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Kassenzeichen: 100301051608 
Das Schriftstück kann / Die Schriftstücke können in der vorgenannten 
Dienststelle von Montag bis Donnerstag in der Zeit von 8.30 bis 12.00 
Uhr, 14.00 bis 15.45 Uhr und Freitag von 8.30 bis 12.00 Uhr in 
Empfang genommen werden. 
Das Schriftstück wird / Die Schriftstücke werden hiermit durch 
öffentliche Bekanntmachung zugestellt mit der Folge, dass Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen 
können.  
Das Schriftstück gilt / Diese Schriftstücke gelten gem. §§ 122 Absätze 3 
und 4 der Abgabenordnung (AO) vom 01.10.2002 (BGBl. I S.3866, ber. 
I 2003 S.61) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbindung mit §§ 1 und 
10 des Verwaltungszustellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
(Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV.NRW.S. 
94) in der zurzeit geltenden Fassung nach Ablauf von zwei Wochen – 
gerechnet vom Tag der Bekanntgabe/ Veröffentlichung dieser 
Benachrichtigung – als zugestellt, wenn es bis dahin nicht abgeholt 
worden ist/ sind. 
 

Hagen, 05.10.2020  Erik O. Schulz (Oberbürgermeister) 
 

 
Aktuelle Ausschreibungen auf dem Vergabesatellit Metropole Ruhr 
(http://www.vergabe.metropoleruhr.de) 
                                                                                               

Glasfasernetz Schulen & LSA 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 29.10.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YY5C 

 

Kanalerweiterung Krähnockenstraße 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 21.10.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YY5L 

 
 

Regenrückhaltebecken und Kanalbau Flensburgstr. 

Typ: VOB/A Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 24.11.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYY6YY5N 

 

Führerscheinerweiterung 2021 

Typ: UVgO Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 26.10.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYYHW 

 

Gerätewagen Wasserrettung/Strömungsretter + Ausbau 

Typ: VgV Ausschreibung 

Angebotsfrist/Teilnahmefrist: 05.11.2020 

Ausschreibende Stelle: Stadt Hagen - Vergabestelle Bauprojekte 

Ausschreibungs-ID: CXTJYYRYY62 

 

 

http://www.hagen.de/
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